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Thema Merkblatt „Verfahren bei Rechtswidrigkeiten“ 1. Januar 2018 
                  

 

Dieses Merkblatt informiert über die Abläufe in Zusammenhang mit einer Rechtswidrigkeit. Es 

gilt für alle nachfolgend aufgeführten Vorfälle. 

 

Auszug aus dem Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz (BZG): 

Art. 68 Widerhandlungen gegen das Gesetz 

1. Mit Gefängnis, Haft oder Busse wird bestraft, wer vorsätzlich: 

a. als schutzdienstpflichtige Person einem Aufgebot nicht Folge leistet, sich ohne Bewilligung aus 

dem Dienst entfernt, nach einer bewilligten Abwesenheit nicht mehr zurückkehrt, einen ihm er-

teilten Urlaub überschreitet oder sich auf andere Weise der Schutzdienstleistung entzieht;  

b. Ausbildungsdienste oder Einsätze des Zivilschutzes stört oder Schutzdienstleistende behindert 

oder gefährdet;  

c. öffentlich dazu auffordert, Schutzdienstleistungen oder amtlich angeordnete Massnahmen zu 

verweigern. 

2. Handelt der Täter oder die Täterin fahrlässig, so wird er oder sie mit Busse bestraft. In leichten 

Fällen kann die zuständige Kantons- oder Gemeindebehörde beim ersten Mal auf die Einleitung 

eines Strafverfahrens verzichten; sie kann die betreffende Person verwarnen. 

3. Mit Haft oder Busse wird bestraft, wer: 

a. als schutzdienstpflichtige Person sich weigert, die ihm im Zivilschutz übertragene Aufgabe und 

Funktion zu übernehmen;  

b. als schutzdienstleistende Person dienstliche Anordnungen nicht befolgt;  

c. mit der Alarmierung verbundene Anordnungen und Verhaltensanweisungen nicht beachtet;  

d. das internationale Schutzzeichen des Zivilschutzes oder den Ausweis für das Personal des Zi-

vilschutzes missbräuchlich verwendet. 

4. In leichten Fällen kann die zuständige Kantons- oder Gemeindebehörde auf die Einleitung eines 

Strafverfahrens verzichten; sie kann die betreffende Person verwarnen. 

5. Die Strafverfolgung und zivilrechtliche Forderungen nach anderen Gesetzen bleiben vorbehalten. 

 

Emmenbrücke, den 1. Januar 2018 

ZIVILSCHUTZORGANISATION EMME 

Der Bataillonskommandant 

Oberstlt Reto Amrein 

 

Rechtsmittel- Gegen Entscheide des Kommandanten kann innert 10 Tagen seit der Zustellung Einsprache erhoben werden (Gemeindevertrag 

belehrung ZSO EMME vom 1. Januar 2013, Art. 27a; Leistungsauftrag Führungsausschuss ZSO EMME vom 1. Januar 2013, Art. 7b). 

 Die Einsprache ist schriftlich im Doppel zu Handen des Führungsausschusses, Neuenkirchstrasse 20, 6020 Emmenbrücke 

 einzureichen und hat ein Begehren und eine Begründung zu enthalten. Der Einsprache ist der angefochtene Entscheid beizulegen. 

 

 


